
 

  

S 2 AL 1042/97

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Sachsen
Sozialgericht Sächsisches Landessozialgericht
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 3
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 2 AL 1042/97
Datum 26.03.1999

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 AL 80/99
Datum 22.11.2001

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung wird das Urteil des Sozialgerichts Chemnitz vom 26. MÃ¤rz 1999
aufgehoben und die Klage abgewiesen.
II. Notwendige auÃ�ergerichtliche Kosten sind fÃ¼r beide Instanzen nicht zu
erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten bezÃ¼glich des Zeitraumes vom 23.06.1997 bis zum
18.06.1998 Ã¼ber die GewÃ¤hrung von Leistungen zur FÃ¶rderung von
Arbeitsaufnahme, speziell Ã¼ber Trennungsbeihilfe sowie die Bezuschussung von
Familienheimfahrten.

Der am â�¦ geborene, verheiratete KlÃ¤ger ist Vater zweier minderjÃ¤hriger Kinder
und hatte im Jahre 1997 seinen ersten Wohnsitz in â�¦ W â�¦-A â�¦ Seit dem
28.04.1997 war er arbeitslos.

Am 27.06.1997 beantragte der KlÃ¤ger Leistungen zur FÃ¶rderungen der
Arbeitsaufnahme (Trennungsbeihilfe und Familienheimfahrten). Am 23.06.1997
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trete er im Rahmen eines unbefristeten ArbeitsverhÃ¤ltnisses mit der B â�¦ (B â�¦-G
â�¦-T â�¦)-Personalservice GmbH M â�¦, Niederlassung Chemnitz, eine
ArbeitnehmerÃ¼berlassungsfirma, eine auswÃ¤rtige Arbeit bei B â�¦ in â�¦ D â�¦
(GroÃ�raum M â�¦) an. Sein Bruttolohn werde voraussichtlich 1.400,00 DM
monatlich betragen. Er habe keine kurzfristig verwertbaren Ersparnisse und
monatliche Belastungen von 1.200,00 DM. Zudem verneinte er bei Antragstellung,
entsprechende Leistungen durch den Arbeitgeber zu erhalten. Hierzu legte der
KlÃ¤ger seinen Vertrag vom 20.06.1997 mit der B â�¦Personalservice GmbH M â�¦
vor. Danach sollten die EinsÃ¤tze in Chemnitz, bei Bedarf im Bundesgebiet,
erfolgen. Die vereinbarte wÃ¶chentliche Arbeitszeit betrage 25,0 Stunden und der
Stundenlohn 10,00 DM. Weiter enthÃ¤lt der Vertrag folgende Passage: "ErhÃ¤lt der
Mitarbeiter zusÃ¤tzlich zu der vereinbarten StundenvergÃ¼tung Zulagen wie
PrÃ¤mien, Fahrgeld, Verpflegungsmehraufwand oder Ã�bernachtungskosten
erstattet, wird dies fÃ¼r jeden Einsatz auf einer gesonderten Einsatzmeldung
festgehalten."

Durch Bescheid vom 20.08.1997 lehnte die Beklagte die GewÃ¤hrung von
Leistungen zur FÃ¶rderung der Arbeitsaufnahme ab. Diese Entscheidung beruhe auf
Â§ 53 ArbeitsfÃ¶rderungsgesetz (AFG) i. V. m. Â§Â§ 12 und 13 der Anordnung zur
FÃ¶rderung der Arbeitsaufnahme (A-FdA). Die GewÃ¤hrung der angegebenen
Leistung stÃ¼nde im Ermessen der Beklagten. Voraussetzung fÃ¼r die Zahlung von
Trennungsbeihilfe sei, dass ein tÃ¤gliches Pendeln nicht zumutbar und daher die
FÃ¼hrung eines getrennten Haushaltes erforderlich sei. Als Arbeitsort gelte der Ort
der Einstellung bzw. der Sitz des Arbeitgebers. Entsprechend dem vorliegenden
Arbeitsvertrag sei die Einstellung in Chemnitz erfolgt, so dass tÃ¤gliches Pendeln
zumutbar sei. Daher sei auch die Bezuschussung von Familienheimfahrten
abzulehnen gewesen, denn hierfÃ¼r sei es gemÃ¤Ã� Â§ 13 Abs. 1 A-FdA
erforderlich, dass die Voraussetzungen fÃ¼r den Bezug von Trennungsbeihilfe
erfÃ¼llt seien. Dies sei jedoch â�� wie dargestellt â�� nicht gegeben.

Dem widersprach der KlÃ¤ger mit Schreiben vom 27.08.1997. Auf Grund der
Arbeitsbescheinigung der Firma B â�¦-Personalservice GmbH vom 22.08.1997 werde
die Ablehnung der Beklagten nicht akzeptiert.

Die in Ablichtung vorgelegte Bescheinigung enthielt folgende Angaben: "Der
KlÃ¤ger war vom 23.06.1997 bis zum 14.08.1997 als Leiharbeitnehmer der Firma B
â�¦ GmbH bei B â�¦ in D â�¦ beschÃ¤ftigt."

Durch Widerspruchsbescheid vom 11.11.1997 wies die Beklagte den Widerspruch
als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Als Rechtsgrundlagen fÃ¼r die begehrten Leistungen
kÃ¤men nur Â§ 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und Nr. 6a AFG in Betracht. Die Lage der
auswÃ¤rtigen Arbeitsstelle bestimme sich regelmÃ¤Ã�ig nach dem Sitz des
Arbeitgebers. Sofern demgegenÃ¼ber der Arbeitnehmer betriebsbedingt seine
TÃ¤tigkeit an anderen Einsatzorten verrichte, berÃ¼hre dies den Tatbestand des Â§
12 A-FdA nicht. Hier liege der Sitz des Arbeitsgebers bzw. dessen Niederlassung in
Chemnitz. Entsprechend sei auch die GewÃ¤hrung von ZuschÃ¼ssen fÃ¼r
Familienheimfahrten ausgeschlossen.
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Hiergegen hat sich der KlÃ¤ger am 08.12.1997 an das Sozialgericht Chemnitz
gewandt. Die Beklagte verkenne, dass der BeschÃ¤ftigungsort D â�¦ im GroÃ�raum
M â�¦ sei. Die Zeitarbeitsfirma B â�¦-Personalservice GmbH verleihe ihre
Arbeitnehmer regelmÃ¤Ã�ig landesweit; in der Regel werde nicht am
Einstellungsort gearbeitet.

Hierauf hat die Beklagte entgegnet, eine FÃ¶rderung kÃ¤me nur auf der Grundlage
von Â§ 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und Nr. 6a AFG in Betracht. Hierzu sei die Anordnung
zur FÃ¶rderung der Arbeitsaufnahme -A-FdA-. erlassen worden. In Â§ 2 A-FdA werde
der fÃ¶rderungsfÃ¤hige Personenkreis definiert: Danach kÃ¶nne zwar die
Arbeitsaufnahme bei einem Verleiher grundsÃ¤tzlich gefÃ¶rdert werden, nicht
jedoch die Aufnahme der TÃ¤tigkeit bei dem Entleiher. Hierzu reichte die Beklagte
Ablichtungen ihrer DurchfÃ¼hrungsanweisungen ein. Die dargestellten
AusfÃ¼hrungen zu Leiharbeitsfirmen fÃ¤nden sich unter Punkt 2.16 der DA.

Mit Urteil vom 28.03.1999 hat das SG die angefochtenen Bescheide aufgehoben
und die Beklagte zu einer erneuten Verbescheidung unter Beachtung der
Rechtsauffassung des Gerichts verurteilt. Der KlÃ¤ger gehÃ¶re zu dem
fÃ¶rderungsfÃ¤higen Personenkreis gemÃ¤Ã� Â§ 2 A-FdA. Die Auslegung des
Begriffes "auswÃ¤rtige Arbeit" nach dem Sitz oder der Niederlassung des
Arbeitgebers fÃ¤nde weder in Â§ 53 AFG noch in Â§ 12 A-FdA eine StÃ¼tze.
Trennungsbeihilfe solle einen Anreiz bieten, auch entfernter gelegene
ArbeitsplÃ¤tze aufzunehmen. Die Erforderlichkeit einer getrennten
HaushaltsfÃ¼hrung hinge von der Wegstrecke zwischen Arbeitsstelle und Wohnung
ab. Daher knÃ¼pfe der Begriff "auswÃ¤rtige Arbeit" auch an den konkreten
BeschÃ¤ftigungsort an. Soweit sich die Beklagte erstmals im Klageverfahren darauf
berufen habe, nach der DA sei die Aufnahme der TÃ¤tigkeit einem Entleiher nicht
fÃ¶rderungsfÃ¤hig handele es sich um ein unzulÃ¤ssiges Nachschieben von
GrÃ¼nden. Zudem mÃ¼ssten ermessenslenkende Richtlinien mit dem Sinn und
Zweck des Gesetzes Ã¼bereinstimmen; dies sei jedoch hinsichtlich des
Ausschlusses einer Aufnahme der TÃ¤tigkeit bei einem Entleiher nicht der Fall.

Gegen dieses, ihr am 28.05.1999 zugegangene Urteil hat die Beklagte am
16.06.1999 Berufung eingelegt. Mit dieser hat sie im Wesentlichen beanstandet,
dass auch zu prÃ¼fen sei, ob der Arbeitgeber nicht bereits gleichartige Leistungen
erbringe. HierfÃ¼r sei noch eine PrÃ¼fung der ErgÃ¤nzungen zum Arbeitsvertrag
erforderlich.

Aus diesen ErgÃ¤nzungen ergab sich folgende Vereinbarung: "Der Aufwand â��
Ersatz fÃ¼r AuslÃ¶sung bzw. Verpflegung und Fahrgeld betrÃ¤gt fÃ¼r diese Zeit
arbeitstÃ¤glich insgesamt 10,00/20,00 DM."

Auf nochmalige gerichtliche Anfragen teilte die Firma B â�¦-Personalservice GmbH
zur nÃ¤heren ErlÃ¤uterung mit, dass die Kosten fÃ¼r die Unterbringung in HÃ¶he
von 750,00 DM monatlich von der Firma B â�¦-Personalservice GmbH getragen
wurden, der KlÃ¤ger fÃ¼r jeden Arbeitstag einen Verpflegungsmehraufwand in
HÃ¶he von 10,00 DM erhalten habe und zudem ein arbeitstÃ¤glicher
Tagesgeldzuschuss von 20,00 DM gezahlt worden sei. Letzterer sei als Zuschuss
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fÃ¼r jeweils eine wÃ¶chentliche Familienheimfahrt gedacht gewesen.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Chemnitz vom 26. MÃ¤rz 1999 aufzuheben und die
Klage abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zum weiteren Vorbringen der Beteiligten zum Sach- und Streitstand wird auf die
Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge sowie die Verwaltungsakte der Beklagten
verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die statthafte (Â§Â§ 143, 144 Sozialgerichtsgesetz -SGG-) sowie form- und
fristgerecht (Â§ 151 SGG) eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig.

Die Berufung ist auch begrÃ¼ndet. Denn das SG hat zu Unrecht den Bescheid der
Beklagten vom 20.08.1997 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
11.11.1997 aufgehoben und die Beklagte zu einer Neuverbescheidung verurteilt.

Die Voraussetzungen fÃ¼r eine ErmessensausÃ¼bung waren nicht gegeben, denn
der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Leistungen zur FÃ¶rderung der
Arbeitsaufnahme gemÃ¤Ã� Â§ 53 Abs. 1 ArbeitsfÃ¶rderungsgesetz (AFG), hier
speziell der beantragten Trennungsbeihilfe (Nr. 4) und Familienheimfahrten (Nr. 6a).
GemÃ¤Ã� Â§ 53 Abs. 4 AFG kann die Bundesanstalt durch Anordnung Vorschriften
zur DurchfÃ¼hrung der AbsÃ¤tze 1 und 2 erlassen. Dies ist hier durch die
Anordnung des Verwaltungsrates der Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit zur FÃ¶rderung der
Arbeitsaufnahme vom 19. Mai 1998 (A-FdA), zuletzt geÃ¤ndert durch die 4.
Ã�nderungsanordnung vom 25.11.1994, erfolgt. Diese enthÃ¤lt u.a. weitere
Regelungen zu den Voraussetzungen fÃ¼r Trennungsbeihilfe (Â§ 12) und
Familienheimfahrten (Â§ 13).

Entgegen der Auffassung des SG findet sich allerdings sowohl in Â§ 53 Abs. 1 AFG
als auch in Â§ 12 Abs. 1 A-FdA durchaus ein Anhaltspunkt fÃ¼r die Auffassung der
Beklagten betreffend des Ausschlusses einer FÃ¶rderung fÃ¼r die Aufnahme einer
TÃ¤tigkeit bei einem Entleiher. Beide Vorschriften sprechen von der
"Arbeitsaufnahme"; Â§ 12 Abs. 1 A-FdA konkret von der "Aufnahme einer
auswÃ¤rtigen Arbeit". "Aufnahme der Arbeit" meint hier den Beginn eines
BeschÃ¤ftigungs- und ArbeitsverhÃ¤ltnisses. Dieses ArbeitsverhÃ¤ltnis wird jedoch
zwischen dem Verleiher und dem Arbeitnehmer abgeschlossen. Der weitere
Arbeitseinsatz beim Entleiher erfolgt lediglich im Rahmen dieses
ArbeitsverhÃ¤ltnisses. Dabei kann der konkrete Einsatzort betriebsbedingt durchaus
wechseln, eine jeweils neue und â�� gegebenenfalls â�� fÃ¶rderungsfÃ¤hige
Arbeitsaufnahme kann hierin jedoch nicht gesehen werden. Vergleichbar ist diese
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Situation z.B. mit der TÃ¤tigkeit fÃ¼r eine Baufirma, die ihre Arbeitnehmer auf
wechselnden, auch auswÃ¤rtigen Baustellen einsetzt. Die "Aufnahme der Arbeit"
erfolgt dann lediglich bei Beginn der BeschÃ¤ftigung bei der Baufirma.
Entsprechend wÃ¤re auch hier die TÃ¤tigkeit in Dingolfing, als der konkrete,
betriebsbedingte Arbeitseinsatz â�� nach Aufnahme der BeschÃ¤ftigung â��
anzusehen, auch wenn in diesem Fall die Aufnahme der BeschÃ¤ftigung bei der
Firma B â�¦-Personalservice GmbH und der Beginn der konkreten Arbeit in D â�¦
zusammenfielen.

Letztlich konnte diese Frage jedoch offen bleiben, da der KlÃ¤ger bereits deshalb
keinen Anspruch auf die begehrten Leistungen hat, weil der Arbeitgeber
gleichartige Leistungen gewÃ¤hrte, Â§ 4 Abs. 2 A-FdA. Vergleichbar mit der
Trennungsbeihilfe nach ausgeglichen werden sollen, sind sowohl die Kosten fÃ¼r
die Unterkunft in HÃ¶he von 750,00 DM monatlich, die vom Arbeitgeber
Ã¼bernommen werden, als auch der arbeitstÃ¤gliche Zuschuss zur Verpflegung in
HÃ¶he von jeweils 10,00 DM. WÃ¶chentlich ergab dies einen Betrag in HÃ¶he von
ca. 222,92 DM (750,00 DM + 210,00 DM [monatlich fÃ¼r Verpflegung] x 3: 13).
Dies Ã¼bersteigt bereits die nach Â§ 12 Abs. 2 A-FdA i. V. m. der Tabelle 1
(ausgehend von einer Arbeitsaufnahme in Dingolfing) maÃ�gebenden BetrÃ¤ge.
SchlieÃ�lich gewÃ¤hrte der Arbeitgeber dem KlÃ¤ger auch einen arbeitstÃ¤glichen
Betrag in HÃ¶he von 20,00 DM fÃ¼r Familienheimfahrten. Daher kommt auch ein
Anspruch gemÃ¤Ã� Â§ 13 der A-FdA nicht mehr in Betracht. Damit waren fÃ¼r eine
Ermessensentscheidung der Beklagten bereits die gesetzlichen
Grundvoraussetzungen nicht gegeben.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor, Â§ 160 Abs. 2 SGG.

Erstellt am: 08.09.2003

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               5 / 5

https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
http://www.tcpdf.org

